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Interview

chen (Unternehmensführung, Marketing)
viel stärker personenbezogen und damit
an der Psychologie und Soziologie orien-
tiert als die Betriebswirtschaftslehre. Die
Management-Lehre war somit mehr am
Handeln im Betrieb orientiert als an des-
sen Maßstäben. Sie enthält deshalb viele
Handlungsempfehlungen und „Rezepte“
für das Handeln im Betrieb, was ihre
Beliebtheit für Praktikerseminare und
ähnliche Veranstaltungen erklärt. Aber
auch die amerikanische Management-
Lehre hat zu Maßstäben als Grundlage
des betrieblichen Handelns und zugleich
zur Begründung dieses Handelns gefun-
den. Genannt sei vor allem der „Sharehol-
der-Value“, ohne diesen hier diskutieren
zu wollen. Genannt sei aber auch die
Investitionstheorie als Modell des Han-
delns des Investors, der an der Maximie-
rung des Gewinnes aus seinen Investitio-
nen interessiert ist. Damit wird die
Betrachtung eines einzelnen Betriebes
und damit der Standpunkt des einzelnen
Betriebes verlassen. Werden diese Prämis-
sen als Basis anerkannt, auf der eine Wis-
senschaft wie die Betriebswirtschaftslehre
steht, so sind nur mehr „Verfeinerungen“
im Sinne einer verbesserten Finanzmathe-

matik in einem weiten Sinne, die auch
Wahrscheinlichkeitstheorie einschließt,
möglich. Es lässt sich allerdings auch die
Frage stellen, ob dies für das Handeln in
einem einzelnen Betrieb noch relevant ist.
Verloren gegangen ist freilich der unmit-
telbare Zusammenhang zur volkswirt-
schaftlichen Wirkung betrieblichen Han-
delns, wie er in der Betriebswirtschafts-
lehre bis zum Zweiten Weltkrieg und noch
danach herzustellen versucht wurde, wozu
hier als Beispiel nur die Kalkulation zu
Tageswerten angeführt sei.

Frage: Es ist erkennbar, dass man sich in
jüngster Zeit wiederum mit „Wirt-
schaftsethik“ beschäftigt, die social res-
ponsibility ist hoffentlich nicht nur ein
Lippenbekenntnis oder Marketinginstru-
ment. Wie kann man hier weiterkommen?

Vodrazka: Das Wort „Wirtschaftsethik“
wirft bereits eine Frage auf: Gibt es „Spe-
zialethiken“ für einzelne Bereiche
menschlichen Verhaltens und Handelns?
Kann hierin eine Anwendungsorientie-
rung der Ethik gesehen werden, wie das
beispielsweise in der Informatik in einer
Rechtsinformatik, einer Wirtschaftsinfor-

Frage: Sie sehen die Betriebswirtschafts-
lehre als Lehre vom wirtschaftlichen Han-
deln und unter anderem die Wirtschaftlich-
keit als wichtigen Maßstab. Damit ist die
von uns so geschätzte Anwendungsorien-
tierung in den Mittelpunkt gerückt. Wir
haben den Eindruck, dass die Betriebs-
wirtschaftslehre in Deutschland und Öster-
reich zur amerikanischen Betriebswirt-
schaftslehre in den letzten Jahren gleich-
sam aufsieht, wodurch die Gefahr besteht,
dass eigenständige Ergebnisse unterbewer-
tet werden, weil sie auch nicht in englisch-
sprachigen Zeitschriften erscheinen. Wie
beurteilen Sie diese Entwicklung?

Vodrazka: Die amerikanische Manage-
ment-Lehre hat eine Entwicklung genom-
men, die derjenigen der deutschsprachi-
gen Betriebswirtschaftslehre durchaus
vergleichbar ist. Am Beginn stand auch in
der amerikanischen Management-Lehre
die Beschäftigung mit einzelnen Wirt-
schaftszweigen und betrieblichen Funk-
tionen. In der Management-Lehre war
aber das Rechnungswesen (Accounting)
von geringerer Bedeutung als in der
Betriebswirtschaftslehre. Die Manage-
ment-Lehre war daher in weiten Berei-

Bedeutsame betriebswirt-
schaftliche Fragestellungen für
Wirtschaftstreuhänder
Hon.-Prof. Mag. Dr. Josef Schlager und Univ.-Doz. Dr. Reinhard Schwarz im
Gespräch mit em. o. Univ.-Prof. Dkfm. Dr. Karl Vodrazka zu dessen 75. Geburtstag

Lieber Herr Prof. Vodrazka! Zu Ihrem 75. Geburtstag möchten wir stell-
vertretend für die große Zahl Ihrer Schüler einige Fragen stellen. Salopp
gesprochen bilden die von Ihnen ausgebildeten Studenten eine Fange-
meinde, die weiß, was Sie jedem Einzelnen für seinen Berufsweg mitge-
geben haben. Sie sagten oft, die Studenten haben das Recht, dass ihr
Referat vom Professor gründlich gelesen und beurteilt wird.
Auch haben Sie besonders auf die wissenschaftliche und praktische
Bedeutung des Fragenstellens hingewiesen. Die Schwierigkeit war in
unserem Fall die Auswahl, da Sie – wie ganz wenige Persönlichkeiten –
umfassend das Gebiet der Betriebswirtschaftslehre abdecken können.
In der ersten Festschrift zu Ihrem 60. Geburtstag haben wir die Seminar-
themen abgedruckt, um zu zeigen, wie Sie sowohl in Ihren Spezialge-
bieten Rechnungswesen, Wirtschaftsprüfung, betriebswirtschaftliche
Steuerlehre als auch in der allgemeinen Betriebswirtschaftslehre, die
heute ein zurückgezogenes Dasein führt, Ihre Schüler gleichsam in die
betriebswirtschaftliche Forschung einbezogen haben.

em. o. Univ.-Prof. Dkfm. Dr. Karl Vodrazka



14 Der Wirtschaftstreuhänder04/2006

Damit ist bereits das Problem des Risi-
komanagements angesprochen, dass näm-
lich das Risiko mit der betrieblichen
Tätigkeit untrennbar verbunden ist, daher
auch nicht zwischen einem Management
für Entscheidungen ohne und für solche
mit Risiko unterschieden werden kann.
Organisatorisch kann daher nur die Ana-
lyse der Risiken und der Möglichkeiten
der Risikopolitik von der übrigen betrieb-
lichen Tätigkeit isoliert erfolgen, nicht
aber die Entscheidung unter Risiko.
Anders ist es zu sehen, wenn der Betrieb
spekulative Tätigkeiten ausübt. Dies kann
neben den anderen Tätigkeiten geschehen,
oder der Betrieb ist auf solche Tätigkeiten
spezialisiert. 
Damit ist auch die Frage nach der Stel-
lung des Risikos im Lagebericht beant-
wortet: Einerseits können besondere Risi-
ken der betrieblichen Tätigkeit aufgezeigt
werden – z.B. dass die Beschaffung eines
wichtigen Rohstoffes nur von einem Lie-
feranten möglich ist oder dass für viele
Leistungen eines Betriebes nur ein
Abnehmer zur Verfügung steht. Die Tatsa-
che, dass ein Betrieb in einer Marktwirt-
schaft tätig und deren Risiken ausgesetzt
ist, bedarf wohl keiner gesonderten
Erwähnung. Andererseits können spezifi-
sche risikopolitische Maßnahmen z.B. zur
Kurssicherung von Fremdwährungsver-
bindlichkeiten dargestellt werden. Weicht
man von der eingangs genannten Interpre-
tation ab, so sind die Berichterstattung im
Lagebericht und das Risikomanagement
im allgemeinen allerdings anders zu
sehen, wenn die Bedeutung von „risk“ im
Englischen bedacht wird, die wohl den
Beschlüssen in der EU zugrunde liegt.
Dort umfasst nämlich „risk“ nicht alle
Risiken, sondern nur diejenigen, die –
selbstverständlich entgeltlich – an Dritte
übertragen werden können. Dies kann
z.B. durch Versicherung oder durch Hed-
ging geschehen. Damit begibt sich das
Unternehmen freilich auch einer anson-
sten allenfalls bestehenden Chance. Dies
würde es begründen, warum von Chancen
im Gesetz nicht die Rede ist und warum
Risikomanagement als eine isolierte
Managementfunktion gesehen wird. Der
Vollständigkeit halber sei ergänzt, dass die
anderen Risiken, die mit dem Unterneh-
men untrennbar verbunden sind und
denen Chancen gegenüberstehen, im Eng-
lischen als „uncertainties“ bezeichnet
werden. 

Frage: Es wird heute von einer Harmoni-
sierung oder zumindest einem Zusam-
menwachsen von internem und externem

matik oder einer Medizininformatik der
Fall ist? M.E. ist dies für die Ethik zu
bezweifeln, die sich doch um allgemeine
Maßstäbe für das menschliche Handeln
und auch für die Grenzen zulässigen Han-
delns bemühen muss. Bezogen auf die
Wirtschaft besteht das aktuelle Problem
darin, dass die vorhandene Arbeit –
gemessen an den verfügbaren Arbeitskräf-
ten (=vorhandenen Menschen) – knapper
wird und dass mit der Globalisierung die
Möglichkeiten zunehmen, Arbeit in Staa-
ten auszulagern, in denen sie billiger ist.
Unsicherheit des Arbeitsplatzes (sei es
nun selbständig oder nichtselbständig)
und eine Entlohnung, die niedriger ist als
früher oder nicht mehr wie früher steigt –
wobei über die Messung dieser Entwick-
lung viel diskutiert werden kann -, sind
die Folge. Insgesamt wird die Einkom-
mensverteilung – sei es innerhalb eines
Staates oder zwischen Staaten (auf die
Entwicklungsländer ist hinzuweisen) – in
Frage gestellt. Ethische Postulate und
Mahnungen in der Art eines Sittenpredi-
gers nützen hier ebenso wenig wie in den
Bereichen des Umweltschutzes und der
Korruption. Wichtiger als eine Wirt-
schaftsethik ist eine Wirtschaftspolitik, die
dem Handeln der einzelnen Wirtschafts-
subjekte Grenzen setzt, ohne die Wirt-
schaftskraft eines Staates zu gefährden.

Frage: Was halten Sie von der Agency
Theorie, die durch das zunehmende Aus-
einanderfallen von Kapitalgebern und
Management in den Unternehmen immer
bedeutungsvoller geworden ist? Die Eige-
ninteressen des Managements wirken sich
nicht immer positiv auf das Unternehmen
aus. Natürlich gibt es auch Eigentümerun-
ternehmer, für die nicht das Unternehmen
im Vordergrund steht. 

Vodrazka: Die Agency Theorie spricht
eine Frage an, die schon vor dem Ersten
Weltkrieg in der betriebswirtschaftlichen
Literatur diskutiert wurde. Die Grundlage
dieser Theorie ist die einfache Feststel-
lung, dass die Interessen von Kapitalge-
bern und Management nicht gleichgerich-
tet sind. Dies kann in verschiedener Hin-
sicht gelten: So kann die eine Seite an
Gewinnausschüttung und die andere an
Selbstfinanzierung interessiert sein. Es
können aber auch unterschiedliche Vor-
stellungen über die Entwicklung eines
Unternehmens bestehen: Soll z.B. die
Forschung und Entwicklung aufrechter-
halten und ausgedehnt oder soll sie einge-
schränkt werden? Hier kann die eine
Seite daran interessiert sein, rasch

Gewinne einschließlich von Veräuße-
rungsgewinnen oder Gewinnbeteiligun-
gen zu erzielen, während die andere län-
gerfristig mit dem Unternehmen verbun-
den bleiben will. Grundsätzlich kann
gesagt werden, dass das Management den
Absichten der Kapitalgeber zu folgen hat
und auch einen Informationsvorsprung
gegenüber diesen nicht ausnützen darf.
Demnach soll die Entlohnung des Mana-
gements gestaltet werden. Weitergehend
sind die Maßnahmen der „corporate
governance“ zu sehen. Eine Zielsetzung,
die sich aus dem Bestand eines Betriebes,
aus der Notwendigkeit diesen Bestand zu
sichern, was vielfach ohne Wachstum
nicht möglich ist, ergibt, wird dabei nur
akzeptiert, wenn sie den Absichten der
Kapitalgeber entspricht. Das „Unterneh-
men an sich“ wird als irreale Hypothese
angesehen, wie dies einst in den Argu-
menten für das körperschaftsteuerliche
Anrechnungsverfahren in der Bundesre-
publik Deutschland ausgesprochen
wurde. Vielleicht kommt diesem Begriff
doch mehr Realität zu, als eine Abwä-
gung der Interessen von Kapitalgebern
und Management erkennen lässt. 

Frage: Die Behandlung des Risikos hat in
der deutschsprachigen Betriebswirt-
schaftslehre eine lange Tradition. Sie
schreiben in einem jüngeren Aufsatz zur
Betriebswirtschaftslehre: „Mit der Einbe-
ziehung der Risiken und des betriebswirt-
schaftlichen Handelns angesichts dieser
Risiken berücksichtigt Oberparleiter, dass
nach dem Ende der kriegswirtschaftlichen
Reglementierung in der Marktwirtschaft
Risiken den Betrieb bedrohen, denen aller-
dings Chancen gegenüberstehen“. Worin
sehen Sie das Neue im heutigen „Risi-
komanagement“ und wie stehen Sie dazu,
wenn im erweiterten Lagebericht über
Risiken und Ungewissheiten, damit wird
in Österreich das Element der Chancen
hineininterpretiert, zu berichten ist?

Vodrazka: Wenn man der Interpretation
folgt, die Chancen unter die Ungewisshei-
ten zu subsumieren und diese vom Risiko
inhaltlich nicht zu unterscheiden, hat es
das, was derzeit als „Risikomanagement“
bezeichnet wird, unter der Bezeichnung
„Risikopolitik“ in der Betriebswirtschafts-
lehre schon vor 80 Jahren gegeben. Es
wurde nicht nur die Notwendigkeit einer
Risikopolitik erkannt, sondern es wurden
auch die Möglichkeiten der Risikopolitik
systematisiert. Mit dem Risikomanage-
ment ist die organisatorische Einordnung
in das Management hinzugekommen.
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Rechnungswesen gesprochen. Wie beur-
teilen Sie eine derartige Entwicklung?

Vodrazka: Diese Entwicklung führt zu
dem Zustand, der im englischen
Sprachraum anzutreffen ist. Die Trennung
zwischen internem und externem Rech-
nungswesen ist hauptsächlich auf die
Zusatzkosten im deutschen Sprachraum
zurückzuführen, durch die – die anderen
Abweichungen von den Aufwendungen
brauchen hier nicht erörtert zu werden –
sich die Kosten von den Aufwendungen
unterscheiden. Der Ansatz der Zusatzko-
sten kann mit der Aufgabe der Kosten als
Grundlage der Preispolitik und mit den
Bestimmungen in Gesetzen und Verord-
nungen zur Preisregelung und Preisbe-
stimmung insbesondere im Zweiten Welt-
krieg begründet werden. Es kann aber
auch mit der Erhaltung der Betriebe und
mit den dafür erforderlichen Preisunter-
grenzen argumentiert werden. Schließlich
gehört die Behauptung hierher, dass nur
die variablen Kosten den Kostenträgern
zugerechnet werden können, wozu
begründete Einwendungen gemacht wer-
den können. Insgesamt wurde damit – und
dies kann allgemein für die strikte Tren-
nung von internem und externem Rech-
nungswesen gesagt werden – der Aspekt
der Liquidität zu wenig berücksichtigt.
Eine weitere Überlegung betrifft die Plan-
kostenrechnung: Diese war als Planungs-
rechnung bereits gebräuchlich, als von
Planbilanzen und Plangewinn- und -ver-
lustrechnungen noch nicht die Rede war.
Schließlich können dank der EDV Vorga-
ben differenzierter für einzelne Mengen-
größen erfolgen, als dies in der Standard-

kostenrechnung möglich war. Damit löst
sich diese stärker aus dem Zusammen-
hang der Rechnungen mit Werten, zu
denen die Kostenrechnung gehört.

Frage: Als Mitglied des Fachsenats für
Betriebswirtschaft und Organisation des
Institutes für Betriebswirtschaft, Steuer-
recht und Organisation der Kammer der
Wirtschaftstreuhänder haben Sie am alten
und neuen Fachgutachten zur Unterneh-
mensbewertung mitgearbeitet. Welche
weiteren Entwicklungen halten Sie hier
für möglich? 

Vodrazka: Das neue Fachgutachten zur
Unternehmensbewertung folgt der inter-
nationalen Entwicklung, die von der ame-
rikanischen Praxis bestimmt wird. Es ist
sicherlich zutreffend, dass der Wert eines
Unternehmens unter der allgemein akzep-
tierten Prämisse der ausschließlichen Aus-
richtung am eingesetzten Kapital einen
Sonderfall der Wertbestimmung gemäß
Investitionstheorie und -rechnung bildet.
Daraus wird die alleinige Orientierung an
den zukünftigen Zahlungsströmen und
Ein- und Auszahlungsüberschüssen abge-
leitet. Damit wird m.E. die Ungewissheit
der Prognose dieser zukünftigen Zah-
lungsströme viel zu wenig berücksichtigt.
Die Einbeziehung von Gegenwartswerten
– und bei den Komponenten des Sub-
stanzwertes handelt es sich um solche –
wird strikt als eine Art Sündenfall „wider
die reine Lehre“ abgelehnt. Dabei sollte
bedacht werden, dass die Werte der ein-
zelnen Vermögensgegenstände eines
Unternehmens Marktwerte sind, in denen
auch die Ertragsvorstellungen anderer

Unternehmen ihren Niederschlag finden.
Dass diese Ertragsvorstellungen für den
Wert eines Unternehmens unerheblich
sind, kann nur mit dessen Einzigartigkeit
begründet werden. Diese Einzigartigkeit
wird aber bei der Bestimmung der Risiko-
komponente des Diskontierungssatzes der
Unternehmensbewertung nicht vertreten:
Hier werden Betafaktoren von Unterneh-
men angesetzt, über deren Vergleichbar-
keit Zweifel aus vielen Gründen berech-
tigt sind. Es wäre eine wünschenswerte
Entwicklung, die Ungewissheit der künfti-
gen Zahlungsströme und die Scheinge-
nauigkeit der Zinssätze unter Einschluss
von Betafaktoren kritischer zu betrachten.

Frage: Welche Probleme sollte der Fach-
senat für Betriebswirtschaft und Organisa-
tion in Zukunft aufgreifen?

Vodrazka: Diese Frage kann ich nicht
beantworten. Die Probleme, die der Fach-
senat behandelt hat, wurden von außen an
ihn herangetragen. Dabei soll es m.E.
bleiben.

Frage: Sie haben anerkannte und maß-
gebliche Forschungsergebnisse zur Über-
schuldung und Fortbestehungsprognose
von Unternehmen vorgelegt. Was sollte
hier etwa vom Wirtschaftsprüfer bzw.
Ersteller eines Jahresabschlusses beson-
ders beachtet werden?

Vodrazka: Die Überschuldung stellt
einen Tatbestand dar, der sich von der
Zahlungsunfähigkeit nicht wesentlich
unterscheidet, sondern diese lediglich
„vorwegnimmt“. Wenn nämlich die juri-
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stische Person in diesen Zustand kommt,
wird unterstellt, dass die Gesellschafter
oder vergleichbare Personen die Über-
schuldung nicht mehr beseitigen können
oder wollen, so dass die Zahlungsunfähig-
keit unvermeidbar erscheint. Die Fortbe-
stehensprognose soll eine Aussage darü-
ber machen, ob ein Unternehmen künftig
die Zahlungsfähigkeit bewahren oder wie-
der erreichen kann. Überschuldung und
Fortbestehensprognose sind daher
untrennbar mit Zahlungsfähigkeit/Zah-
lungsunfähigkeit verbunden. Die Aufgabe
der Unternehmensleitung ist es die Zah-
lungsfähigkeit zu erhalten. Die Informa-
tionen dazu, aus denen die dafür notwen-
digen Maßnahmen abgeleitet werden sol-
len, kann nur eine Finanzplanung liefern.
Eine solche ist für die Unternehmenslei-
tung erforderlich, sie zu erstellen ist ein
Erfordernis einer ordnungsmäßigen
Geschäftsführung. Dem Abschlussprüfer
obliegt es, auf die Aufstellung einer
Finanzplanung zu drängen und deren
Qualität, d.h. die Eignung als Instrument
zur Vermeidung der Zahlungsunfähigkeit,
zu beurteilen. Dies ist Voraussetzung für
die Feststellung, ob die „going-concern“-
Annahme mit deren Konsequenzen für
den Jahresabschluss berechtigt ist. Der
Abschlussprüfer kann auf die Einbezie-
hung der Finanzplanung in seine Prü-
fungshandlungen nur verzichten, wenn die
Gefahr der Zahlungsunfähigkeit auf
Grund seiner anderen Prüfungshandlun-
gen mit Sicherheit ausgeschlossen werden
kann. Hat der Abschlussprüfer Grund zur
Annahme einer drohenden Zahlungsun-
fähigkeit, so löst dies die entsprechende
Rede- oder Warnpflicht aus.

Frage: Die Insolvenzpraxis sucht bestän-
dig verlässliche Frühwarnungsinstrumente,
als eines davon ist das Unternehmensreor-
ganisationsgesetz gemeint gewesen. Wenn
auch das Reorganisationsverfahren selbst
leere Praxis geblieben ist, wird die Anwen-
dung der Kennzahlen vor allem wegen der
Haftung für die Organe stark gelebt. Die
starre Struktur der Kennzahlen bringt
einerseits den Vorteil der Rechtssicherheit,
andererseits den Nachteil, dass bestimmte
Branchen, wie z.B. die Immobilienbranche
nicht den wirtschaftlichen Gegebenheiten
entsprechend beurteilt werden. Gerade
Unternehmen, die anstatt mit Eigenkapital
eher mit nicht rückzahlbaren öffentlichen
Investitionszuschüssen finanziert werden,
werden von der Kennzahl Eigenkapital-
quote ungünstig qualifiziert. Sehen Sie
einen Lösungsansatz in diesem Bereich
eher in einer Zurechnung der Investitions-

zuschüsse zum Eigenkapital oder in einer
offenen Saldierung der Zuschüsse mit dem
bezuschussten Anlagevermögen?

Vodrazka: Eine Antwort auf diese Frage
ist im Hinblick auf den Sinn der Kennzahl
Eigenkapitalquote zu geben. Mit dieser
Kennzahl soll der Anteil des Eigenkapitals
am Gesamtkapital dargestellt werden.
Wenn die Bedingungen, an die nicht rück-
zahlbare öffentliche Investitionszuschüsse
gebunden sind, erfüllt worden sind, meh-
ren diese Zuschüsse das Eigenkapital.
Daraus ergibt sich die Zurechnung dieser
Zuschüsse zum Eigenkapital. Allerdings
setzt dies voraus, dass der Wert der mit
Hilfe dieser Zuschüsse angeschafften oder
hergestellten Anlagegegenstände der
Höhe ihrer Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten entspricht. Sollte der
Zuschuss dazu dienen, Anlagegegen-
stände anzuschaffen oder herzustellen,
deren Wert für das Unternehmen ihren
Kosten nicht entspricht, so müssten die
Anschaffungs- oder Herstellungskosten
auf deren niedrigeren Wert abgeschrieben
werden. Dies hätte dann eine Auswirkung
auf die Höhe des Eigenkapitals.

Frage: Wie oben angeführt, hat die
Rechtspraxis das Reorganisationsverfah-
ren nicht angenommen. Sehen Sie als
Alternative dazu und können Sie bei sich
verschlechternden Kennzahlen einer Art
Geschäftsaufsicht durch eine wirtschaft-
lich versierte Person unter anderem mit
Vorlage von Planungen und Soll-Ist-Ver-
gleichen etwas abgewinnen?

Vodrazka: Es ist ein naheliegender
Gedanke, in schwierigen Situationen eines
Unternehmens sachkundige Personen
zusätzlich in die Geschäftsführung aufzu-
nehmen oder die Geschäftsführung auszu-
tauschen. Es ist ja auch in Berichten gele-
gentlich von „Sanierern“ die Rede, die in
Unternehmen geholt werden. Davon ist
allerdings zu unterscheiden, dass einer
vorhandenen Geschäftsführung außerhalb
der zivilrechtlich vorgesehenen Organe
eine Geschäftsaufsicht vorgesetzt wird, die
notwendigerweise mit Kontrollrechten,
aber auch mit dem Zustimmungserforder-
nis zu bestimmten Geschäften ausgestattet
wird. Alleine aus dem Eindruck, „unter
Kuratel“ gestellt zu werden, können
bereits Gegensätze zwischen Geschäfts-
führung und Geschäftsaufsicht entstehen.
Hinzu kommen die Probleme der besseren
Kenntnis des Unternehmens, die die
Geschäftsführung für sich in Anspruch
nimmt, und der Dauer der Geschäftsauf-

sicht. Kann die Geschäftsführung die
Geschäftsaufsicht überdauern? Handelt die
Geschäftsaufsicht im Interesse der Gläubi-
ger und ist sie nur an deren Befriedigung
interessiert? Wem werden die Erfolge und
Misserfolge der Geschäftstätigkeit zuge-
rechnet? Ist es möglich, dass bei absehba-
ren Misserfolgen Handlungen gesetzt wer-
den, die die Verantwortung dafür der ande-
ren Seite zuschieben? Es kann sicherlich
nicht allgemein gesagt werden, ob die
unternehmerischen Entscheidungen der
Geschäftsführung oder der Geschäftsauf-
sicht die besseren sind. Es lässt sich aber
erwarten, dass mit der Geschäftsaufsicht
eine Einrichtung geschaffen würde, die
häufig zu Gegensätzen in der Leitung
eines Unternehmens beiträgt, welche
sicherlich nicht die Sanierung eines Unter-
nehmens fördern.

Frage: Wie sehen Sie die Entwicklung
vom gläubigerschutzorientierten Vorsicht-
sprinzip des HGB zur investororientierten
Informationsbilanz nach IFRS/US-
GAAP? Sie können als Schöpfer des HBA
(Handbuch Bilanz und Abschlussprüfung)
bezeichnet werden und haben viele Jahre
ihres Forscherlebens diesem Kommentar
gewidmet. Wie würden Sie die gegenwär-
tige Entwicklung gleichsam auf den Punkt
bringen? Ist die verstärkte Heranziehung
von Zukunftsdaten in den Jahresabschlüs-
sen und deren Veröffentlichung wirklich
ein Segen für die Unternehmen? Wie kön-
nen Prüfungsorgane mit der Beurteilung
und Bestätigung von Zukunftsinformatio-
nen zurecht kommen? Sie sagten uns,
dass Sie darüber nachdenken, wie Bilan-
zen als Beweis ausgestaltet werden sollen.
Was soll hier zukünftig geforscht werden? 

Vodrazka: Das gläubigerschutzorientierte
Vorsichtsprinzip führt dazu, dass Gewinne
zeitlich hinausgeschoben und Verluste
vorverlegt werden. Es geht dabei nicht um
Zeitpunkte der Verursachung dieser
Erfolge, sondern um die Realisierung bei
den Gewinnen, während Verluste sofort
bei Eintreten oder Bekanntwerden – unab-
hängig vom Zeitpunkt der Realisierung –
auszuweisen sind. Damit soll erreicht
werden, dass Gewinne nur dann ausge-
wiesen werden, wenn sie auch entnom-
men (ausgeschüttet) werden können. Die
beiden Anforderungen an den Gewinn
sind also, dass er sicher ist und nicht
wegen besserer Informationen rückgängig
gemacht werden muss und dass seine Ent-
nahme (Ausschüttung) nicht die Stellung
der Gläubiger verschlechtert, d.h. das
Eigenkapital als Deckungskapital für die
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Gläubiger schmälert. Diesen Anforderun-
gen wird nicht durch eine willkürliche
Unterbewertung der Aktiva, was die
Bewertung von einzelnen Aktiva mit Null
oder einem Erinnerungswert einschließt,
und eine willkürliche Überbewertung der
Passiva mit Ausnahme des Eigenkapitals
erreicht, sondern durch Regeln für die
bilanzielle Ausweisung der Aktiva und
Passiva mit den entsprechenden Auswir-
kungen auf die Gewinn- und Verlustrech-
nung. Für die Aktiva seien an erster Stelle
die Sicherheit für deren Vorhandensein
und dessen Nachweisbarkeit (Überprüf-
barkeit) genannt. So gibt es bekanntlich
keinen den Rückstellungen entsprechen-
den Posten auf der Aktivseite. Ebenso
werden selbsterstellte immaterielle Anla-
gegegenstände von der Aktivierung ausge-
schlossen. Außerdem wird – und das leitet
bereits zur Bewertung über – die Erfas-
sung und Bewertung der einzelnen Aktiva
betont. Aktiva, deren Wert erst im
Gesamtwert des Unternehmens erfasst
werden kann, ohne dass dieser Wert bei
Veräußerung einzelner Aktiva realisiert
werden kann, dürfen in der Bilanz nicht
angesetzt werden. Die Bewertung der
Aktiva orientiert sich grundsätzlich an
Marktpreisen, die sich am Beschaffungs-
markt ergeben haben oder zum Abschluss-
stichtag ergeben, wobei das Niederstwert-
prinzip zu beachten ist. Dies gilt nicht nur
für die Anschaffungs-, sondern auch für
die Herstellungskosten, die sich aus ein-
zelnen Kostenarten zusammensetzen,
deren Preise von verschiedenen Beschaf-
fungsmärkten herrühren. Für die Passiv-
seite mit Ausnahme des Eigenkapitals gel-
ten diese Anforderungen nicht: Der
Posten Rückstellungen beweist, dass die
Sicherheit des Vorhandenseins kein Merk-
mal ist, wohl aber die Nachweisbarkeit
(Überprüfbarkeit) des möglichen Wirk-
samwerdens dieser Passiva. Bei der
Bewertung ist bekanntlich das Höchst-
wertprinzip zu beachten. 
Bei der investororientierten Informations-
bilanz gelten diese von der Vorsicht der
bilanziellen Gewinnausweisung geleiteten
Grundsätze nicht. Das Prinzip der Bewer-
tung ist der „fair value“, der ein möglichst
zutreffendes Bild der Lage des Unterneh-
mens, was dessen Vermögen, Finanzie-
rung und Ertrag erfasst, geben soll. Die
Bewertung nähert sich dem Gesamtwert
des Unternehmens, auch wenn dieser
nicht als solcher ermittelt wird, sondern
sich aus der Bilanz ergibt. Am besten wird
dies in der relativen Großzügigkeit der
Ausweisung selbsterstellter immaterieller
Anlagegegenstände sichtbar, womit eine

Reihe kasuistischer Normen erforderlich
wird, um die Bilanzierung dieser Vermö-
gensgegenstände nicht völlig ausufern zu
lassen. Beim Gewinn geht es nicht mehr
um den Zeitpunkt der Realisierung, son-
dern um den der Verursachung, der
Gewinn nähert sich dem „ökonomischen
Gewinn“. Es wird damit – und das ist
m.E. das zentrale Problem dieser Art der
Bilanzierung – der „Shareholder-Value“
in den Mittelpunkt der Betrachtung
gerückt, d.h. die Information eines Perso-
nenkreises, der durchaus nur kurzfristig
und spekulativ mit dem Unternehmen ver-
bunden sein kann und dessen Ertrag aus
der Beteiligung nicht nur aus dem reali-
sierten Gewinn, sondern auch aus dem
Veräußerungsgewinn herrührt. 
Es entspricht dieser Orientierung am Infor-
mationsinteresse der Investoren, dass die
künftige Entwicklung eine größere Bedeu-
tung für die Bilanzierung als nach HGB
gewinnt. In der Bilanzierung nach HGB
geht es hauptsächlich nur um die Abschrei-
bung aktivierungsfähiger Anlagegegen-
stände und die Bildung langfristiger Rück-
stellungen. Dies hat zur Folge, dass die
Prognose der künftigen Entwicklung einen
größeren Einfluss auf die investororien-
tierte Bilanzierung nimmt. Für den Prüfer
wiederum geht es damit nicht nur um
Werte, die nachgewiesen werden können
(vgl. dazu die Entscheidung zwischen Wer-
ten nach dem Niederstwertprinzip), son-

dern um Werte, bei denen die Plausibilität
zu beurteilen ist. Kriterien dafür sind die
Qualität der Planungsrechnung, die Pro-
gnose des Ist in früheren Planungsrechnun-
gen, das Verhältnis der bisherigen Ist-Werte
zu den prognostizierten und das Verhältnis
der prognostizierten Werte zu denjenigen,
die für die allgemeine wirtschaftliche Ent-
wicklung erwartet werden. Schließlich sind
noch erwartete oder geplante wesentliche
Veränderungen im Unternehmen in ihren
Auswirkungen auf die künftigen für die
Bilanz relevanten Werte zu bedenken. Alle
Argumente für die Plausibilität von Werten
bilden aber keinen Beweis für diese, son-
dern können diese nur glaubhaft machen.
Für den Prüfer bedeutet dies eine verstärkte
Beschäftigung mit der Planungsrechnung
und mit den Gegebenheiten eines Unter-
nehmens von dessen Wirtschaftszweig und
Verfahren der Leistungserstellung bis zu
dessen Märkten und deren Konkurrenzver-
hältnissen. Eine wichtige Aufgabe der For-
schung im Prüfungswesen sind die Krite-
rien für die Plausibilität.

Frage: Ihr Aufsatz zur Bilanzpolitik ist
im Handwörterbuch der Betriebswirt-
schaft 1976 erschienen. U. E. darf Bilanz-
politik nicht mit Bilanzmanipulation ver-
wechselt werden. Sind Bilanzskandale,
wie wir sie in den letzten Jahren leider
erlebt haben, der Ausdruck einer überzo-
genen Bilanzpolitik? Welche Bedeutung
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hat hier die Branchenkenntnis und die
Bilanzanalyse zur Aufdeckung „schlech-
ter“ und „guter“ Bilanzpolitik?

Vodrazka: Die Bilanzpolitik bewegt sich
immer im zulässigen Rahmen. Sie kann
daher nicht mit Bilanzmanipulation ver-
wechselt werden. Die Bilanzskandale,
aber auch Behauptungen, dass realisierte
Verluste über Jahre verteilt werden kön-
nen, haben mit Bilanzpolitik nichts zu tun.
Allerdings darf nicht übersehen werden,
dass die „Grauzone“ zwischen zulässiger
Bilanzpolitik und unzulässiger Bilanzma-
nipulation größer wird. Dies ergibt sich
aus der Zunahme von kasuistischen Rege-
lungen, bei denen eine Möglichkeit
„gerade daneben“ gesucht wird, und von
Bewertungen auf Grund von Prognosen
mit den damit größer werdenden Bewer-
tungsspielräumen. Hinzu kommt die Bil-
dung von mehr oder weniger kompliziert
aufgebauten Konzernen, in denen
Umgründungen einen weiteren Bewer-
tungsspielraum schaffen können. Bilanz-
manipulationen lassen sich wohl nur beim
einzelnen Posten des Abschlusses und
beim einzelnen Aktivum und Passivum
nachweisen, der Zeitvergleich und eventu-
ell auch der Vergleich mit anderen Unter-
nehmen desselben Wirtschaftszweiges
können aber Hinweise auf wesentliche

Unterschiede geben. Das Gebot der
Berichterstattung über Änderungen der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
sollte eine Hilfe für das Erkennen bilanz-
politischer Maßnahmen sein.

Frage: Welche Stellung haben heute noch
die Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung?

Vodrazka: M.E. kommt den Grundsätzen
ordnungsmäßiger Buchführung weiterhin
eine große Bedeutung zu. Einerseits
umfassen sie die vielen Einzelregelungen
des Handelsrechts, die alle als einzelne
Grundsätze anzusehen sind. Daraus ergibt
sich die Möglichkeit von Veränderungen
in diesen Grundsätzen, wenn diese in der
Praxis von zahlreichen Unternehmen als
änderungsbedürftig betrachtet werden und
eine Änderung nicht im Widerspruch zu
den allgemeinen Zielen der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung steht.
Außerdem können die Grundsätze auch
dann weiter entwickelt und durch neue
einzelne Grundsätze ergänzt werden,
wenn sich Änderungen in der Buch-
führung und Bilanzierung ergeben. Als
Beispiel seien die Buchführungsmethoden
genannt, bei denen die Praxis dem Geset-
zestext vorausging. Möglicherweise wer-
den sich einmal Grundsätze für Planungs-

rechnungen herausbilden.
Frage: Wie weit sind in der Wirt-
schaftsprüfung mit der Betonung der
Unabhängigkeit des äußeren Anscheines,
des risikoanalytischen Prüfungsansatzes,
der Dokumentation über Checklisten bei
der Prüfung von mittelgroßen Gesell-
schaften die Schwerpunkte richtig
gesetzt? Die Schweiz hat sich „getraut“
für KMU eine eingeschränkte Revision
jüngst gesetzlich einzuführen.

Vodrazka: Die Wirtschaftsprüfung ist in
den letzten Jahrzehnten durch eine starke
Formalisierung der Prüfungsmethoden
gekennzeichnet. Als Beispiele seien die
Stichprobenverfahren und die Checklisten
als Grundlage der Prüfungshandlungen
genannt. Dies darf aber nicht übersehen
lassen, dass wesentliche inhaltliche Fragen
der Prüfung weiterhin bestehen oder sogar
hinzugekommen sind. Als Beispiel sei die
Prüfung des internen Kontrollsystems
eines Unternehmens genannt, von dessen
Qualität Art und Umfang der Prüfungs-
handlungen des externen Prüfers abhän-
gen. Die dafür zu treffenden Entscheidun-
gen sind inhaltlicher Natur. Ein weiteres
Beispiel bilden die Saldenbestätigungen
durch Geschäftspartner des geprüften
Unternehmens. Ihre Vollständigkeit und
ihre direkte Übermittlung an den externen
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Prüfer können nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass z.B. die Prüfung der Werthal-
tigkeit der zweifelsfrei bestehenden Forde-
rungen als inhaltliche Prüfung weiterhin
zu erfolgen hat. Eine Einschränkung der
Revision nach Unternehmensgröße als all-
gemeine Norm ist m.E. bedenklich, es
muss im Ermessen des selbständig han-
delnden externen Prüfers bleiben, welchen
Prüfungsumfang er als geboten ansieht.
Dies gilt auch für eine Dimensionierung
der Prüfung je nach der Beteiligung oder
Nicht-Beteiligung an einem öffentlichen
Kapitalmarkt, soweit sich aus einer sol-
chen Beteiligung nicht zusätzliche Prü-
fungsgegenstände wegen der Orientierung
des Abschlusses an den tatsächlichen oder
potenziellen Investoren ergeben.

Frage: Wie Sie im Jahr 1972 nach Linz
gekommen sind, war in der betriebswirt-
schaftlichen Steuerlehre eine richtige Auf-
bruchstimmung festzustellen. Sie haben
die Beziehungen zwischen Betriebswirt-
schaftslehre und Steuerrecht als „reale“
Beziehungen verstanden, so wie diese
denjenigen begegnen, die sich dauernd
mit den großen und kleinen Problemen
der Besteuerung auseinandersetzen. Hin-
gewiesen sei etwa auf das von Ihnen her-
ausgegebene Buch „Kraftfahrzeuge und
Sozialkapital“, Wien 1978, oder „Umsatz-
steuer und österreichische Betriebsprü-
fung in der Europäischen Union“, Wien
1997. Hat die betriebswirtschaftliche
Steuerlehre auch gegenwärtig noch diesen
Schwung? Hat das Steuerrecht heute noch
die Bedeutung für das betriebliche
Rechungswesen wie früher, wo gleichsam
„Steuerbilanzen“ dominierten?

Vodrazka: Die betriebswirtschaftliche
Steuerlehre hat sich entsprechend den Ver-
änderungen des Steuerrechts und den
zunehmenden internationalen Beziehun-
gen und Verflechtungen der Unternehmen
geändert und sie wird sich weiterhin
gemäß der wirtschaftlichen Entwicklung
verändern. Vor 30 oder 40 Jahren wie
schon lange vorher dominierte die „Steu-
erbilanz“ die Bilanzierung und die
betriebswirtschaftliche Steuerlehre, die
demgemäß wichtige Beiträge zur Interpre-
tation der für die steuerliche Gewinner-
mittlung verwendeten Begriffe, aber auch
für die Darstellung der „Steuerbilanz“ im
beschreibenden Sinn unter wirtschaftli-
chem Aspekt geleistet hat. Die „Steuerbi-
lanz“ hat in der wirtschaftlichen Wirklich-
keit sicherlich nicht an Bedeutung verlo-
ren, zu ihr sind aber andere Aufgaben
getreten: Für den Jahresabschluss kam

dessen Position für die Finanzierung der
Unternehmen hinzu. Die Einschätzung der
Jahresabschlüsse durch nationale und
internationale Analysten kann als Beleg
dienen. Die Aufstellung des Jahresab-
schlusses wird also nicht mehr ausschließ-
lich oder fast ausschließlich unter dem
Aspekt der Besteuerung gesehen. Im
Bereich der betriebswirtschaftlichen Steu-
erlehre spielen andere Fragestellungen
eine wesentlich größere Rolle als vor 30
oder 40 Jahren: Mit dem Beitritt Öster-
reichs zur EU wurde die Umsatzsteuer für
die betriebswirtschaftliche Steuerlehre viel
wichtiger als vorher. Dies ergibt sich aus
den zahlreichen Problemen, die seither
bestehen und die – so wie früher bei der
„Steuerbilanz“ – der umfassenden Darstel-
lung unter wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten und auch der begrifflichen Interpreta-
tion bedürfen. Die Rechtsformgestaltung
unter Berücksichtigung steuerlicher
Gesichtspunkte ist eine sehr häufige
Erscheinung geworden. Für die betriebs-
wirtschaftliche Steuerlehre wurde damit
neben der Beschreibung der Möglichkei-
ten vor allem die Untersuchung der Steu-
erwirkungen – und dies häufig im Rahmen
von Planungsrechnungen für die zukünf-
tige Entwicklung – zu einem wichtigen
Gegenstand. Schließlich sind die interna-
tionalen Beziehungen und Verflechtungen
nicht zu übersehen. Abermals reicht das
Arbeitsgebiet der betriebswirtschaftlichen
Steuerlehre von der Darstellung von Tätig-
keiten über die Grenze, im Ausland errich-
teten Unternehmen und vom Verhältnis zu
diesen unter steuerlichem Aspekt bis zum
Aufzeigen der Steuerwirkungen.

Frage: Wie sehen Sie die Entwicklung
des Unternehmenssteuerrechts in der EU?

Vodrazka: M.E. ist zu bezweifeln, ob es
überhaupt ein Unternehmenssteuerrecht
der EU gibt. Die EU konnte sich auf
Grund ihrer vertraglichen Basis mit indi-
rekten Steuern und hier vor allem mit der
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) beschäfti-
gen. Aber auch da hat sie es zu keinen
einheitlichen Steuersätzen in allen Mit-
gliedstaaten gebracht. Aus der Freiheit des
Kapitalverkehrs wurden Richtlinien für
die Nicht-Diskriminierung von Vorgängen
über die Grenze abgeleitet (z.B. Gewinn-
ausschüttungen), weiter ist das Unterneh-
menssteuerrecht der EU nicht gelangt. Es
wäre wünschenswert, dass es zu einem
Unternehmenssteuerrecht der EU kommt,
um den steuerlich ausgetragenen Stan-
dortwettbewerb in der EU zu verhindern
oder zu reduzieren. Allerdings ist im der-

zeitigen Zustand der EU zu bezweifeln,
ob das ein realistischer Wunsch ist.

Frage: Wie stehen Sie zu den Rechtsge-
schäftsgebühren, die in Österreich bei
geschäftlichen Handlungen die Vertragssi-
cherheit gefährden können, weil die Ver-
tragsparteien bemüht sind, diese zu ver-
meiden?

Vodrazka: Zu den Rechtsgeschäftsge-
bühren können zwei Standpunkte einge-
nommen werden: Diese Gebühren gefähr-
den die Vertragssicherheit, weil die Ver-
tragsparteien eine solche Vertragsgestal-
tung vermeiden wollen, die die Gebühr
auslöst. Diese Gebühren können aber auch
als eine Art Versicherungsprämie verstan-
den werden, deren Entrichtung bewirkt,
dass dem Vertrag eine höhere Sicherheit
zukommt. Welchen Standpunkt immer man
als den richtigen ansieht, so bleibt dennoch
die Kritik an diesen Gebühren wegen ihrer
Anknüpfungspunkte. Je nachdem, welche
Vertragspartei diese Gebühren trägt, bedeu-
ten diese eine zusätzliche Zahlung z.B. des
Mieters, der ohnehin schon durch die Zah-
lungen an den Vermieter belastet ist, oder
eine Schmälerung des wirtschaftlichen
Vorteils des Vermieters aus den ihm
zufließenden Zahlungen, die bei anderen
Leistungen nicht anfällt. Dazu kommt
noch, dass die Gebühr nichts an der
Umsatzsteuerpflicht der Leistung ändert.
Das einzige Argument für diese Gebühr ist
das durch sie bewirkte Steueraufkommen.
Es ist freilich zu fragen, ob dieses nicht
über andere Abgaben mit weniger Auf-
wand für den Staat erzielt werden kann.

Frage: Halten Sie die Erbschafts- und
Schenkungssteuer noch für eine Steuer, an
der festgehalten werden soll? Stellt diese
nicht ein Hindernis bei der Vielzahl an
anstehenden Unternehmensnachfolgen
von KMU’s dar? Die existierenden Frei-
beträge sind viel zu gering.

Vodrazka: Die Erbschafts- und Schen-
kungssteuer ist eine in jeder Hinsicht
„schwierige“ Steuer. Dies gilt zunächst in
ihrer Stellung als vom Gesamtvermögen
zu einem Zeitpunkt abhängige Steuer.
Damit wird eine vollständige Erfassung
dieses Gesamtvermögens notwendig, die
vor allem beim beweglichen Privatvermö-
gen auf Schwierigkeiten stößt. Hinzu
kommt das Bewertungsproblem mit allen
dabei bestehenden Ungleichheiten, die
noch dadurch verschärft werden, dass es
keine laufende Besteuerung des Gesamt-
vermögens gibt. Dies und die Kosten für
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die Einhebung würden dafür sprechen, auf
die Erhebung der Erbschafts- und Schen-
kungssteuer überhaupt zu verzichten.
Demgegenüber ist allerdings zu bedenken,
dass damit das Gesamtvermögen über-
haupt nicht mehr besteuert würde. Ob dies
gesellschaftspolitisch und unter dem
Aspekt der Einkommens- und Vermögens-
verteilung als vertretbar erscheint, ist eine
politische Entscheidung. Das Problem, um
das es bei der Forderung nach Befreiung
bestimmter Betriebsvermögen geht, ist die
damit entstehende Ungleichheit. Die
Gefahr für die Unternehmensnachfolge
besteht darin, dass die Steuer aus dem
ererbten Betriebsvermögen gezahlt und
deshalb möglicherweise das Unternehmen
veräußert werden muss. Vergleichbare Fol-
gen können sich freilich im Privatvermö-
gen ebenfalls ergeben, wenn die Erbschaft
in einem Haus oder einer Eigentumswoh-
nung besteht, die einem Mitbenützer zufal-
len, der diese veräußern müsste. Diese
Liquiditätsschwierigkeit könnte wohl eher
durch großzügige Zahlungsfristen über-
wunden werden, ohne das System der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer durch Aus-
nahmen von der Erfassung des Gesamtver-
mögens über die derzeit bestehenden hin-
aus in Frage zu stellen. Es könnte aller-
dings auch genau das das Ziel sein, das
hinter diesem Vorschlag steht.

Frage: Die Entwicklung des österreichi-
schen Steuerrechts zeigt bedingt durch
den Wettbewerb um die Kapitalallokation
durchgehend eine Entlastung der passiven
Einkünfte zu Lasten der Arbeitseinkünfte.
Wo liegt Ihrer Meinung nach Potential in
der Entlastung von Arbeitseinkünften zur
Erhaltung und Steigerung der Standortat-
traktivität Österreichs?

Vodrazka: Die Entlastung der passiven
Einkünfte, d.h. der Kapitaleinkünfte in
einem weiteren Sinn, ist eine Folge der
Mobilität des Kapitals. In dem steuerlichen
Standortwettbewerb der Staaten, der keine
internationale Regelung ähnlich derjenigen
bei Zöllen, indirekten Steuern sowie Bei-
hilfen und Subventionen gefunden hat,
wurde bisher nichts unternommen, um die
Besteuerung der Kapitaleinkünfte zu har-
monisieren. Damit kam es zur aktuellen
Situation, in der Arbeitseinkünfte im
Ergebnis höher belastet werden als Kapita-
leinkünfte. Der Grund ist die geringere
Mobilität des Faktors Arbeit, der somit der
Besteuerung nur schwer oder gar nicht ent-
rinnen kann. Auch ist beim Faktor Kapital
zu überlegen, inwieweit die Besteuerung
mit zunehmenden Kapitalbeträgen und -

einkünften abnimmt. Es liegt daher nahe zu
überlegen, ob nicht auch die Arbeitsein-
künfte entlastet werden können. Wenn
dabei von einer Art negativer Zuzugsbe-
günstigung abgesehen wird – wer nachwei-
sen oder glaubhaft machen kann, dass er in
ein anderes Land auswandern und dort
ebensoviel oder mehr als in Österreich ver-
dienen kann, wird steuerlich begünstigt -,
die wohl mit vielen Problemen behaftet ist,
bleiben nur Erhöhungen von Freibeträgen
und Absetzbeträgen und Herabsetzungen
von Steuersätzen. Allerdings ist zu fragen,
ob das erwünscht sein kann, wenn an die
Finanzierung der Staatsausgaben gedacht
wird. Sollte nicht eher überlegt werden,
wie die steuerliche Belastung der Kapital-
einkünfte, und hier wiederum vor allem der
höheren, erhöht werden kann?

Frage: Verständlichkeit und Rechtssicher-
heit dürfen wohl als berechtigte Anforde-
rungen an moderne Steuersysteme ange-
sehen werden. Trotz der Zielvorgaben in
diese Richtung scheint sich das Steuersy-
stem davon wegzubewegen. Auch Inter-
nethomepage, Mailinformation und Call
Center können u.E. keine ausreichenden
Beiträge leisten. Dazu kommen erhöhte
Anforderungen an die mit der Umsetzung
betrauten Personen in Bezug auf die fach-
liche Kompetenz und die Umsetzungsge-
schwindigkeit, sowohl auf Seiten der
Finanzverwaltung als auch auf Seiten der
Abgabepflichtigen und ihrer Berater. Wel-
che Hinweise für die weitere Entwicklung
sehen Sie in Hinblick auf die Verständ-
lichkeit und Rechtssicherheit?

Vodrazka: Es gab wohl keine Zeit, in der
nicht über die Unverständlichkeit der
Steuergesetze und die zu geringe Rechts-
sicherheit im steuerlichen Bereich geklagt
wurde und in der nicht auf eine vergan-
gene Situation als eine diesbezüglich rela-
tiv bessere hingewiesen wurde. Es gab
und gibt aber wohl im 20. Jahrhundert
und ebenso im 21. keine Zeit, in der nicht
die tatsächliche Entwicklung in die gegen-
teilige Richtung ging. Dies ist sicherlich
kein Zufall, sondern hat Gründe: Die steu-
erlich relevanten Tatbestände sind schwie-
riger zu umschreiben, je mehr Steuerge-
staltungen erfunden werden, die diesen
Tatbeständen möglichst ausweichen wol-
len. Den international zunehmenden Gele-
genheiten, das Entstehen dieser Tatbe-
stände im Inland zu vermeiden, soll die
Steuergesetzgebung Rechnung tragen und
entgegenwirken. Die Auffassung darüber,
was steuerlich gerecht ist, aber auch Inter-
ventionen zugunsten von Interessengrup-

pen führen zu Ausnahmeregelungen, die
wiederum möglichst eindeutig abgegrenzt
werden sollen. Eine generelle Umkehr zu
mehr Verständlichkeit und Rechtssicher-
heit ist m.E. zwar wünschenswert, aber
nicht real. Vielleicht kann die Abschaf-
fung von sogenannten Bagatellsteuern in
diese Richtung wirken.

Frage: Welche Botschaft zur Weiterent-
wicklung der betriebswirtschaftlichen
Steuerlehre und des Wirtschaftprüfungs-
wesens möchten Sie sonst Ihren zahlrei-
chen Schülern in Lehre, Forschung und
Praxis mitgeben?

Vodrazka: Die Weiterentwicklung
sowohl der betriebswirtschaftlichen Steu-
erlehre als auch des Prüfungswesens
hängt von der Weiterentwicklung des
Steuerrechts und des Rechnungswesens
der Unternehmen ab. Die betriebswirt-
schaftliche Steuerlehre und das Prüfungs-
wesen sind m.E. bisher diesen Entwick-
lungen gefolgt und werden dies auch wei-
terhin tun. Beide Teilbereiche der
Betriebswirtschaftslehre sollen anwen-
dungsorientiert bleiben. Mit „anwen-
dungsorientiert“ ist dabei gemeint, dass es
nicht nur um die richtige Ableitung von
Ergebnissen aus bestimmten Prämissen
geht, sondern dass immer danach getrach-
tet werden muss, die Vollständigkeit der
Prämissen zu erreichen. Es sollen also alle
entscheidungsrelevanten Prämissen erfasst
werden. Gerade die betriebswirtschaftli-
che Steuerlehre und das Prüfungswesen
beschäftigen sich mit gesamtwirtschaft-
lich bestimmten Sachverhalten. Für die
Steuern und Abgaben bedarf dies keiner
Begründung, es trifft aber ebenso für das
Prüfungswesen zu: Ohne gesamtwirt-
schaftliches Interesse daran gäbe es keine
gesetzliche Regelung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung oder von
Pflichtprüfungen. Diese gesamtwirtschaft-
lichen Aspekte müssen daher in der
betriebswirtschaftlichen Steuerlehre und
im Prüfungswesen berücksichtigt werden,
die Erkenntnisse beider Disziplinen wären
unvollständig, wenn sie es bei einer Dar-
stellung und Analyse der einzelwirtschaft-
lichen Wirkungen bewenden ließen.

Schlager/Schwarz: Herzlichen Dank für
die profunde Beantwortung unserer Fra-
gen, die sicher viele zum Nach- und Wei-
terdenken anregt, und alles erdenklich
Gute zum Geburtstag, vor allem beste
Gesundheit für die Zukunft. Wir werden
immer wieder froh sein, Ihren Rat einho-
len zu können.
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